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Zweites Gesetz zur Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 
 
 
A Problem  
 
Das Verfahren zur Besetzung richterlicher und staatsanwaltlicher Beförderungsämter ist  
bislang nicht oder nur punktuell gesetzlich normiert. Vorgaben für das Besetzungsverfahren 
werden mangels gesetzlicher Regelungen vor allem von der Rechtsprechung aus dem Gebot 
des Ämterzugangs nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Bestenauslese, Artikel 
33 Absatz 2 des Grundgesetzes) abgeleitet und darüber hinaus durch Verwaltungsvorschriften 
näher ausgestaltet. 
 
Der derzeitige Rechtszustand ermöglicht zwar handhabbare Besetzungsverfahren, führt  
jedoch in der Praxis zu Problemen und erscheint nicht durchgehend befriedigend. Zum einen 
entsteht Rechtsunsicherheit, soweit für das Besetzungsverfahren konkrete Vorgaben der 
Rechtsprechung fehlen oder die Rechtsprechung divergiert. Dies gilt etwa für die Frage, bis 
zu welchem Zeitpunkt Bewerbungen in einem laufenden Verfahren einbezogen werden dürfen 
oder müssen oder in welchen Fallgestaltungen Besetzungsverfahren abgebrochen werden 
können. Zum anderen betont die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung in zunehmendem 
Maße den Grundsatz, dass die für die Verwirklichung des grundrechtsgleichen Rechts aus 
Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes wesentlichen Regelungen durch formelles Gesetz zu 
bestimmen sind (Wesentlichkeitsgrundsatz). Die Rechtsprechung hebt hervor, dass sich die 
Einschätzung, welche Regelungen in diesem Sinne als wesentlich anzusehen sind, unter dem 
im Laufe der Zeit gewandelten verfassungsrechtlichen Blickwinkel anders darstellen könne als 
noch vor einigen Jahren. Insoweit hat die Rechtsprechung zwar bislang aus dem Wesentlich-
keitsgebot nur für bestimmte Bereiche des Beurteilungs- und Besetzungsverfahrens Geset-
zesvorbehalte abgeleitet und nicht gefolgert, dass das Besetzungsverfahren in Gänze gesetz-
lich zu regeln sei. Da jedoch die Bestenauslese und der Bewerbungsverfahrensanspruch  
gerade auch durch das Besetzungsverfahren verwirklicht werden, erscheint es sachgerecht, 
dieses in seinen wesentlichen Grundzügen gesetzlich zu regeln. 
 
Darüber hinaus fordert die jüngere Rechtsprechung für einzelne Bereiche ausdrücklich eine 
gesetzliche Regelung. Dies gilt insbesondere für die fiktive Fortschreibung dienstlicher  
Beurteilungen (Nachzeichnung). 
 
B Lösung  
 
Das Verfahren zur Besetzung richterlicher und staatsanwaltlicher Beförderungsämter wird in 
seinen wesentlichen Grundzügen gesetzlich geregelt. Dies führt zu mehr Transparenz und 
Akzeptanz. Bestehende Rechtsunsicherheiten und damit einhergehende Streitigkeiten werden 
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verringert. Die Regelungen stärken die Unabhängigkeit der Judikative und sind deshalb spe-
ziell auf die Besetzung richterlicher und staatsanwaltlicher Ämter zugeschnitten. 
 
Hierzu werden verschiedene Verfahrensregelungen getroffen. In Beförderungsverfahren wird 
eine verbindliche Bewerbungsfrist eingeführt. Das Beschleunigungsgebot für die Auswahlent-
scheidung wird normiert. Für die Besetzung der Leitungen der oberen Landesgerichte und 
Generalstaatsanwaltschaften (sogenannte Spitzenämter) wird vorgesehen, dass bei annä-
hernd gleich beurteilten Bewerberinnen und Bewerbern Auswahlgespräche von einer hierfür 
eingerichteten Kommission geführt werden. Der Abbruch von Besetzungsverfahren wird ge-
setzlich geregelt und die Abbruchgründe werden konkretisiert. Die Stellung der Mitbestim-
mungsgremien wird gestärkt, indem diese früher in das Verfahren eingebunden werden.  
 
Darüber hinaus werden weitere Änderungen vorgenommen: Zur Umsetzung der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung wird für den richterlichen und staatsanwaltlichen Bereich auf die be-
amtenrechtlichen Vorschriften zur Nachzeichnung verwiesen unter Beibehaltung der eigen-
ständigen Verordnungsermächtigung. Es wird klargestellt, dass die richterliche und staatsan-
waltliche Erprobung nicht fiktiv erfolgen kann. Schließlich werden die Übergangsregelungen 
und Schlussbestimmungen bereinigt. 
 
C Alternativen  
 
Keine. 
 
D Kosten  
 
Keine. 
 
E Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium der Justiz. Beteiligt sind das Ministerium der Finanzen und das 
Ministerium des Innern. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände  
 
Keine. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Unterschiedliche Auswirkungen des Gesetzes auf Frauen und Männer sind nicht zu erwarten. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW)  
 
Keine. 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen  
 
Keine.  
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K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Ver-

waltung (E-Government-Check)  
 
Keine. 
 
L Befristung  
 
Das Gesetz ist als Änderungsgesetz nicht befristet. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 
 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des Lan-
desrichter- und Staatsanwältegesetzes 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Landesrichter- 
und Staatsanwältegesetzes 

 

  

Das Landesrichter- und Staatsanwältege-
setz vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 812), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Februar 2026 (GV. NRW. 
S. 141) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Die Angabe zu § 14 wird durch die 
folgende Angabe ersetzt: 

 
 „§ 14 Beurteilung“. 

 
b)  Die Angabe zu § 14a wird durch 

die folgende Angabe ersetzt: 
 

 „§ 14a Nachzeichnung 
 § 14b Erprobung 
 § 14c Besetzungsverfahren 

 Inhaltsübersicht 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 Grundsatz 
§ 2 Anwendungsbereich und Geltung 

des Beamtenrechts 
§ 3 Richtereid 
§ 4 Altersgrenze 
§ 5 Fehlerhafte Ernennungsurkunde 
§ 6 Ehrenamtliche Richterinnen und 

Richter 
§ 7  Teilzeitbeschäftigung und Beurlau-

bung aus familiären Gründen 
§ 8  Beurlaubung aus Arbeitsmarktgrün-

den 
§ 9  Teilzeitbeschäftigung 
§ 10  Teilzeitbeschäftigung im Blockmo-

dell 
§ 11 Informationspflicht bei Teilzeitbe-

schäftigung und Beurlaubung 
§ 12  Benachteiligungsverbot 
§ 13  Fortbildung 
§ 14  Beurteilung, Erprobung 

 
§ 14a  Amtstracht 
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 § 14d Abbruch von Besetzungs-
verfahren 

 § 14e Amtstracht“. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Teil 2 
Richter- und Staatsanwaltsvertretungen 

 
Kapitel 1 

Gemeinsame Vorschriften für die Richter-
vertretungen 

 
§ 15 Richterrat und Präsidialrat 
§ 16 Amtszeit 
§ 17 Rechtsstellung der Mitglieder 
§ 18  Ruhen der Mitgliedschaft 
§ 19  Schweigepflicht 
§ 20  Information der Richtervertretungen 
§ 21  Beschlussfassung 
§ 22  Vertretung der Dienststelle 
§ 23  Verfahren der Mitbestimmung 
§ 24  Einigungsstelle 
§ 25  Letztentscheidungsrecht 
§ 26  Verfahren der Mitwirkung 
§ 27  Dienstvereinbarungen 
§ 28  Umsetzung von Maßnahmen durch 

die Dienststelle 
§ 29  Kosten 
§ 30  Rechtsweg 
 

Kapitel 2 
Richter- und Staatsanwaltsrat 

 
Abschnitt 1 
Richterrat 

 
§ 31  Bildung der Richterräte 
§ 32  Zusammensetzung 
§ 33  Wahl der Mitglieder 
§ 34  Wahlvorschläge 
§ 35  Allgemeine Wahlgrundsätze 
§ 36  Wahlvorstand 
§ 37  Wahlordnung 
§ 38  Eintritt der Ersatzmitglieder 
§ 39  Vertretung des Richterrats 
§ 40  Vierteljahresgespräch 
§ 41  Mitbestimmungspflichtige Angele-

genheiten 
§ 42  Mitwirkungspflichtige Angelegenhei-

ten 
§ 43  Anhörungspflichtige Angelegenhei-

ten 
§ 44  Bezirks- und Hauptrichterräte 
§ 45  Beteiligung der Stufenvertretung 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19693 

 
 

7 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abschnitt 2 

Staatsanwaltsrat 
 

§ 46 Bildung und Zusammensetzung der 
Staatsanwaltsräte 

§ 47 Geltung der Vorschriften über den 
Richterrat 

 
Abschnitt 3 

Gemeinsame Angelegenheiten 
 
§ 48  Beteiligung an gemeinsamen Ange-

legenheiten 
§ 49  Gemeinsame Personalversammlung 
§ 50  Einigungsstelle in gemeinsamen An-

gelegenheiten 
 

Abschnitt 4 
Geltung des Landespersonalvertretungs- 

gesetzes 
 
§ 51 Geltung des Landespersonalvertre-

tungsgesetzes 
 

Kapitel 3 
Präsidialrat 

 
§ 52  Bildung 
§ 53  Ordentliche Gerichtsbarkeit 
§ 54  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
§ 55  Finanzgerichtsbarkeit 
§ 56  Arbeitsgerichtsbarkeit 
§ 57  Sozialgerichtsbarkeit 
§ 58  Wählbarkeit und Wahlberechtigung 
§ 59  Vorsitz des Präsidialrates 
§ 60  Wahl der weiteren Mitglieder des 

Präsidialrates 
§ 61  Anzuwendende Wahlvorschriften 
§ 62  Anfechtung der Wahl 
§ 63  Ausscheiden von Mitgliedern 
§ 64  Eintritt der Ersatzmitglieder, Stellver-

tretung 
§ 65  Aufgaben 
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Teil 3 
Richterdienstgerichte 

 
Kapitel 1 

Errichtung und Zuständigkeit 
 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 66  Errichtung 
§ 67  Zuständigkeit des Dienstgerichts 
§ 68  Zuständigkeit des Dienstgerichts-

hofs 
§ 69  Mitglieder der Richterdienstgerichte 
§ 70  Verbot der Amtsausübung 
§ 71  Erlöschen und Ruhen des Amtes 
 

Abschnitt 2 
Dienstgericht für Richter 

 
§ 72  Besetzung 
§ 73  Vorsitzende und Vorsitzender sowie 

ständige Beisitzerin und ständige 
Beisitzer 

§ 74  Nichtständige Beisitzerin und nicht-
ständiger Beisitzer 

§ 75  Geschäftsverteilung 
 

Abschnitt 3 
Dienstgerichtshof für Richter 

 
§ 76  Besetzung 
 

Kapitel 2 
Disziplinarverfahren gegen Richterinnen 

und Richter 
 

§ 77  Geltung des Landesdisziplinargeset-
zes 

§ 78  Disziplinarmaßnahmen 
§ 79  Abordnung 
§ 80  Zuständigkeit und Verfahren 
§ 81  Erweiterte Zuständigkeit des Dienst-

gerichts 
§ 82  Vertreter 
§ 83  Zulässigkeit der Revision 
§ 84  Bekleidung mehrerer Ämter 
§ 85  Richterinnen und Richter auf Probe 

und kraft Auftrags 
 

Kapitel 3 
Versetzungs- und Prüfungsverfahren 
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c)  Die Angabe zu den §§ 101 bis 105 

wird durch die folgende Angabe er-
setzt: 

 
„§ 101 Beginn der ersten gemein-

samen Wahlperiode 
 
§ 102 Laufende Besetzungs- und 

Beteiligungsverfahren 
 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 86 Anwendung der Verwaltungsge-

richtsordnung 
 

Abschnitt 2 
Versetzungsverfahren 

 
§ 87  Einleitung des Verfahrens 
§ 88  Urteilsformel 
 

Abschnitt 3 
Prüfungsverfahren 

 
§ 89  Einleitung des Verfahrens 
§ 90  Versetzung in den Ruhestand we-

gen Dienstunfähigkeit mit Zustim-
mung 

§ 91  Versetzung in den Ruhestand we-
gen Dienstunfähigkeit ohne Zustim-
mung 

§ 92  Bekleidung mehrerer Ämter 
§ 93  Urteilsformel 
§ 94  Aussetzung von Verfahren 
§ 95  Kostenentscheidung in besonderen 

Fällen 
 

Kapitel 4 
Disziplinarverfahren gegen Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte 
 
§ 96  Zuständigkeit der Richterdienstge-

richte 
§ 97  Nichtständige Beisitzerin und nicht-

ständiger Beisitzer 
§ 98  Eid der nichtständigen Beisitzerin 

und des nichtständigen Beisitzers 
§ 99  Disziplinarklage und Revision 
 

Teil 4 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 100  Ermächtigung zum Erlass von 

Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten 

 
§ 101  Anträge auf Hinausschieben der Al-

tersgrenze 
 
§ 102  Beginn der ersten gemeinsamen 

Wahlperiode 
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§ 103 Weitere Anwendbarkeit der 
Vorschriften zur Alters-
grenze 

 
§ 104 Inkrafttreten“. 

 

§ 103  Erstmalige Berufung der ehrenamtli-
chen Richterinnen und Richter 

 
 
§ 104  Laufende Beteiligungsverfahren 
§ 104a Weitere Anwendbarkeit von Verwal-

tungsvorschriften 
§ 104b Weitere Anwendbarkeit der beam-

tenrechtlichen Vorschriften über eine 
fiktive Fortschreibung dienstlicher 
Beurteilungen 

§ 104c Weitere Anwendbarkeit der Vor-
schriften zur Altersgrenze 

§ 105  Inkrafttreten, Berichtspflicht 
 

2.  § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird durch die fol-
gende Überschrift ersetzt: 

 
„§ 14 

Beurteilung“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 

§ 14 
Beurteilung, Erprobung 

 
(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leis-
tung der Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sollen 
in regelmäßigen Zeitabständen sowie aus 
Anlass von der dienstvorgesetzten Stelle 
dienstlich beurteilt werden. Richterinnen und 
Richter auf Probe sind spätestens 18 Monate 
nach Beginn und unmittelbar vor Ablauf der 
Probezeit, Richterinnen und Richter kraft 
Auftrags spätestens vor der Lebenszeiter-
nennung zu beurteilen. Bei der Beurteilung 
von Richterinnen und Richtern sind die sich 
aus § 26 Absatz 1 und 2 des Deutschen 
Richtergesetzes ergebenen Beschränkun-
gen zu beachten. 
 
(2) Die Beurteilungen schließen mit einem 
Gesamturteil ab. 
 
(3) Der oder dem zu Beurteilenden ist der 
Entwurf der beabsichtigten Beurteilung zur 
Kenntnis zu bringen und Gelegenheit zur 
mündlichen Erörterung der in Aussicht ge-
nommenen Beurteilung zu geben. Dies gilt 
auch für die Überbeurteilung, es sei denn, es 
ist keine Abweichung beabsichtigt oder eine 
Abweichung dient ausschließlich der Her-
stellung eines einheitlichen Beurteilungs-
maßstabes. In dem Gespräch soll das Leis-
tungs-, Befähigungs- und Entwicklungsbild, 
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b) Absatz 5 wird durch den folgenden 
Absatz 5 ersetzt: 

 
„(5) Das Nähere regelt das für Justiz zu-
ständige Ministerium durch Rechtsver-
ordnung, insbesondere die Zeitab-
stände der Beurteilungen und die Beur-
teilungsanlässe, die Beurteilungsmerk-
male und Notenstufen, die weitere 
dienstliche Beurteilung (Überbeurtei-
lung) sowie die Zuständigkeiten.“ 

 
 

c) Absatz 6 wird gestrichen. 
 

 

das die oder der Beurteilende zur Grundlage 
der Beurteilung machen will, mit der eigenen 
Einschätzung der oder des zu Beurteilenden 
abgeglichen und die Möglichkeit gegeben 
werden, die aus ihrer oder seiner Sicht für die 
Beurteilung wichtigen Punkte darzulegen. 
Dabei sind die Beurteilungsgrundlagen auf 
Wunsch offenzulegen. 
 
(4) Die Beurteilungen sind zu den Personal-
akten der Beurteilten zu nehmen. Vor Auf-
nahme in die Personalakte ist die Beurtei-
lung zu eröffnen und den Beurteilten Gele-
genheit zu geben, die Beurteilung mit der 
dienstvorgesetzten Stelle zu besprechen. 
Eine Gegenäußerung der oder des Beurteil-
ten ist zu den Personalakten zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
(5) Das Nähere regelt das für Justiz zustän-
dige Ministerium durch Rechtsverordnung, 
insbesondere die Zeitabstände der Beurtei-
lungen und die Beurteilungsanlässe. In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 sind auch 
Vorschriften über eine fiktive Fortschreibung 
dienstlicher Beurteilungen der Richterinnen 
und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte zu treffen. 
 
(6) Die erstmalige Übertragung eines Amts 
mit höherem Endgrundgehalt als dem eines 
Eingangsamts setzt bei Richterinnen und 
Richtern sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten eine Erprobung voraus. Das 
Nähere regelt das für Justiz zuständige Mi-
nisterium durch Rechtsverordnung, insbe-
sondere die an die Erprobung zu stellenden 
Anforderungen, die für eine Erprobung ge-
eigneten Dienststellen und den Inhalt der Be-
urteilung nach Abschluss der Erprobung. 
Satz 1 gilt nicht für die Übertragung des Amts 
als Richterin oder Richter am Finanzgericht. 
In der Rechtsverordnung nach Satz 2 kön-
nen weitere Ämter von dem Erfordernis einer 
Erprobung ausgenommen werden. 
 

3.  Nach § 14 werden die folgenden §§ 
14a bis 14d eingefügt: 
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„§ 14a 
Nachzeichnung 

 
Die für die Beamtinnen und Beamten 
geltenden Vorschriften über eine fiktive 
Fortschreibung dienstlicher Beurteilun-
gen (Nachzeichnung) sind für Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte entsprechend 
anzuwenden. In der Rechtsverordnung 
nach § 14 Absatz 5 können ergänzende 
Vorschriften getroffen werden. 

 
§ 14b 

Erprobung 
 

(1) Die erstmalige Übertragung eines 
richterlichen oder staatsanwaltlichen 
Amts mit höherem Endgrundgehalt als 
dem eines Eingangsamts setzt eine Er-
probung voraus. Dies gilt nicht für die 
Übertragung des Amts einer Richterin 
oder eines Richters am Finanzgericht. 
Eine fiktive Erprobung findet nicht statt. 

 
(2) Das Nähere regelt das für Justiz zu-
ständige Ministerium durch Rechtsver-
ordnung, insbesondere die an die Erpro-
bung zu stellenden Anforderungen, die 
für eine Erprobung geeigneten Dienst-
stellen und den Inhalt der Beurteilung 
nach Abschluss der Erprobung. In der 
Rechtsverordnung können weitere Äm-
ter von dem Erfordernis einer Erprobung 
ausgenommen werden. 

 
§ 14c 

Besetzungsverfahren 
 

(1) Die Bewerbung für ein richterliches 
oder staatsanwaltliches Amt mit höhe-
rem Endgrundgehalt als dem eines Ein-
gangsamts ist binnen einem Monat nach 
Veröffentlichung der Ausschreibung bei 
der dienstvorgesetzten Stelle einzu-
reichen. Dies gilt nicht für die Übertra-
gung des Amts einer Richterin oder ei-
nes Richters am Finanzgericht. War je-
mand ohne sein Verschulden verhindert, 
die Frist einzuhalten, so ist ihm auf An-
trag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren. Der Antrag ist inner-
halb von zwei Wochen nach Wegfall des 
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Hindernisses zu stellen und die Bewer-
bung innerhalb der Frist nachzuholen. 
Die Tatsachen zur Begründung des An-
trags sind glaubhaft zu machen. 

 
(2) Die Auswahlentscheidung in Beset-
zungsverfahren nach Absatz 1 ist unver-
züglich zu treffen. Dabei muss den 
dienstlichen Beurteilungen auch bei der 
Heranziehung weiterer Auswahlinstru-
mente entsprechend § 92a Absatz 2 bis 
4 des Landesbeamtengesetzes das 
deutlich größere Gewicht zukommen. 
Nähere Regelungen kann das für Justiz 
zuständige Ministerium durch Rechts-
verordnung treffen, insbesondere zu der 
Wahl weiterer Auswahlinstrumente, der 
Gewichtung und der Ausgestaltung des 
Auswahlverfahrens. 

 
(3) In Besetzungsverfahren für die Äm-
ter der Präsidentinnen und Präsidenten 
des Oberverwaltungsgerichts, der Ober-
landesgerichte, des Landessozialge-
richts, der Landesarbeitsgerichte und 
der Finanzgerichte (obere Landesge-
richte) sowie der Generalstaatsanwältin-
nen und Generalstaatsanwälte sind 
Auswahlgespräche mit denjenigen Be-
werberinnen und Bewerbern, die über 
die im Bewerberfeld beste Gesamtnote 
oder eine dieser gleichwertige Gesamt-
note verfügen, als unmittelbar mitent-
scheidendes Auswahlinstrument heran-
zuziehen. Die Auswahlgespräche führt 
eine Kommission, der unter dem Vorsitz 
der Justizstaatssekretärin oder des Jus-
tizstaatssekretärs zwei durch den Vor-
sitz zu bestimmende Leitungen von obe-
ren Landesgerichten oder General-
staatsanwaltschaften, ein selbst zu be-
stimmendes Mitglied der zu beteiligen-
den Richter- oder Staatsanwaltsvertre-
tung sowie die Gleichstellungbeauf-
tragte und beratend die Schwerbehin-
dertenvertretung des für Justiz zuständi-
gen Ministeriums angehören. Die Kom-
mission gibt eine schriftlich oder elektro-
nisch begründete Bewertung der Aus-
wahlgespräche ab. Die Bewertung kann 
einstimmig oder mehrheitlich erfolgen. 
In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
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Satz 3 können nähere Bestimmungen 
getroffen werden. 

 
§ 14d 

Abbruch von Besetzungsverfahren 
 

(1) Besetzungsverfahren für richterliche 
und staatsanwaltliche Ämter sind abzu-
brechen, wenn das Amt nicht mehr ver-
geben werden soll. 

 
(2) Besetzungsverfahren für richterliche 
und staatsanwaltliche Ämter können aus 
sachlichem Grund auch dann abgebro-
chen werden, wenn das Amt weiter ver-
geben werden soll. Ein sachlicher Grund 
liegt insbesondere vor, wenn 
 
1. das Besetzungsverfahren an einem 

nicht behebbaren Mangel leidet und 
deshalb nicht mehr zu einer ord-
nungsgemäßen Besetzungsent-
scheidung führen kann oder 

 
2.  sämtliche Bewerberinnen und Be-

werber den Anforderungen des zu 
besetzenden Amtes nicht in dem 
erwarteten Umfang entsprechen. 

 
(3) Der Abbruch und die wesentlichen 
Gründe sind aktenkundig zu machen so-
wie die Bewerberinnen und Bewerber 
schriftlich oder elektronisch zu informie-
ren. 

 
(4) Über den Abbruch entscheidet die 
das Besetzungsverfahren führende 
Stelle.“ 

 
4. Der bisherige § 14a wird zu § 14e. 

 
 § 14a 

Amtstracht 
 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte tragen Amtstracht 
nach näheren Bestimmungen des für Justiz 
zuständigen Ministeriums. Ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter tragen eine Amts-
tracht nur, soweit dies in den erlassenen 
Bestimmungen vorgesehen ist. Die Bestim-
mungen über die Amtstracht sind unter Be-
rücksichtigung der Vorschriften des Justiz-
neutralitätsgesetzes vom 9. März 2021 
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(GV. NRW. 290) in der jeweils geltenden 
Fassung zu erlassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Nach § 20 Absatz 2 wird der folgende 

Absatz 2a eingefügt: 
 
 

„(2a) Bei der Übertragung eines Amts 
mit höherem Endgrundgehalt als dem 
eines Eingangsamts sind der zu beteili-
genden Richtervertretung unverzüglich 
nach Ablauf der Bewerbungsfrist die Be-
werberinnen und Bewerber mitzuteilen. 
Die Richtervertretung hat Anspruch auf 
unverzügliche Überlassung der für die 
Besetzungsentscheidung maßgeblichen 
dienstlichen Beurteilungen und kann be-
reits dann zu dem Bewerberfeld Stellung 
nehmen.“ 

 
 

 § 20 
Information der Richtervertretungen 

 
(1) Die Richtervertretungen sind zur Durch-
führung ihrer Aufgaben rechtzeitig und um-
fassend zu unterrichten. Ihnen sind die dafür 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 
(2) Bei Einstellungen sind ihnen auf Verlan-
gen die Unterlagen aller Bewerberinnen und 
Bewerber vorzulegen. An Gesprächen, die 
im Rahmen geregelter oder auf Übung beru-
hender Vorstellungsverfahren zur Auswahl 
unter mehreren Bewerberinnen und Bewer-
bern von der Dienststelle geführt werden, 
kann ein Mitglied der zu beteiligenden Rich-
tervertretung teilnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Personalakten oder Sammlungen von 
Personaldaten dürfen ebenso wie Beset-
zungsberichte und Besetzungsvoten nur mit 
Zustimmung der Richterin oder des Richters 
vorgelegt werden. Dies gilt nicht für listenmä-
ßig aufgeführte Personaldaten, die regelmä-
ßig Entscheidungsgrundlage in beteiligungs-
pflichtigen Angelegenheiten sind. 
 
(4) Vor Organisationsentscheidungen der 
Dienststelle, die beteiligungspflichtige Maß-
nahmen zur Folge haben, ist die Richterver-
tretung frühzeitig und fortlaufend zu informie-
ren. An Arbeitsgruppen, die der Vorbereitung 
derartiger Entscheidungen dienen, kann die 
Richtervertretung beratend teilnehmen. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19693 

 
 

16 

(5) Dienstliche Beurteilungen sind auf Ver-
langen der Richterin oder des Richters der 
Richtervertretung zur Kenntnis zu bringen. 
 
(6) Ein Mitglied der Richtervertretung kann 
auf Wunsch der Richterin oder des Richters 
an Besprechungen mit entscheidungsbefug-
ten Personen der Dienststelle teilnehmen, 
soweit dabei beteiligungspflichtige Angele-
genheiten berührt werden. 
 
(7) Die Einhaltung des Datenschutzes ob-
liegt der Richtervertretung. Der Dienststelle 
sind die getroffenen Maßnahmen mitzutei-
len. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23 
Verfahren der Mitbestimmung 

 
(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim-
mung einer Richtervertretung unterliegt, 
kann sie nur mit ihrer Zustimmung getroffen 
werden. Eine Maßnahme im Sinne des Sat-
zes 1 liegt bereits dann vor, wenn durch eine 
Handlung eine mitbestimmungspflichtige 
Maßnahme vorweggenommen oder festge-
legt wird. 
 
(2) Die Dienststelle unterrichtet die Richter-
vertretung von der beabsichtigten Maß-
nahme und beantragt ihre Zustimmung. Die 
Richtervertretung kann verlangen, dass die 
Dienststelle die beabsichtigte Maßnahme 
begründet; die Richtervertretung kann außer 
in Personalangelegenheiten auch eine 
schriftliche oder elektronische Begründung 
verlangen. Der Beschluss der Richtervertre-
tung über die beantragte Zustimmung ist der 
Dienststelle innerhalb von zwei Wochen mit-
zuteilen; in dringenden Fällen kann die 
Dienststelle diese Frist auf eine Woche ver-
kürzen. In den Fällen des § 35 Absatz 3 in 
Verbindung mit Absatz 1 und 2 des Landes-
personalvertretungsgesetzes und des § 48 
Absatz 5 verlängert sich die Frist um eine 
Woche. Die Maßnahme gilt als gebilligt, 
wenn nicht die Richtervertretung innerhalb 
der genannten Frist die Zustimmung unter 
Angabe der Gründe schriftlich oder elektro-
nisch verweigert. 
 
(3) Sofern die Richtervertretung beabsichtigt, 
der Maßnahme nicht zuzustimmen, hat sie 
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dies nach Zugang des Antrags innerhalb der 
Fristen des Absatzes 2 Satz 3 oder Satz 4 
der Dienststelle mitzuteilen. In diesen Fällen 
ist die Maßnahme mit dem Ziel einer Ver-
ständigung zwischen der Dienststelle und 
der Richtervertretung innerhalb von zwei 
Wochen zu erörtern. Die Frist kann im Ein-
vernehmen zwischen der Dienststelle und 
der Richtervertretung verlängert werden. In 
dringenden Fällen kann die Dienststelle ver-
langen, dass die Erörterung innerhalb einer 
Frist von einer Woche durchzuführen ist. In 
den Fällen einer Erörterung beginnt die Frist 
des Absatzes 2 Satz 3 und 4 mit dem Tag 
der Erörterung. Absatz 2 Satz 5 gilt entspre-
chend. Die Dienststelle ist berechtigt, zu der 
Erörterung für Personal- und Organisations-
angelegenheiten zuständige Bedienstete 
hinzuzuziehen. Soweit Beschwerden oder 
Behauptungen tatsächlicher Art vorgetragen 
werden, die für eine Richterin oder einen 
Richter ungünstig sind oder ihr oder ihm 
nachteilig werden können, ist der Richterin 
oder dem Richter Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben; die Äußerung ist aktenkundig zu 
machen. 
 
(4) Im Rahmen ihrer Aufgaben nach § 41 
kann die Richtervertretung in allen personel-
len, sozialen, organisatorischen und sonsti-
gen innerdienstlichen Angelegenheiten 
Maßnahmen bei der Dienststelle beantra-
gen, welche die Richterinnen und Richter der 
Dienststelle insgesamt oder einzelne Richte-
rinnen und Richter betreffen oder sich auf sie 
auswirken. Die Richtervertretung hat die 
Maßnahme schriftlich oder elektronisch vor-
zuschlagen und zu begründen. Die Entschei-
dung über ihren Vorschlag ist der Richterver-
tretung innerhalb von zwei Wochen nach Zu-
gang des Vorschlags bei der Dienststelle 
mitzuteilen. Sofern beabsichtigt ist, dem Vor-
schlag nicht zu entsprechen, hat die Dienst-
stelle dies innerhalb der Frist des Satzes 3 
nach Zugang des Vorschlags der Richterver-
tretung mitzuteilen; in diesen Fällen gilt Ab-
satz 3 Satz 2 bis 5 entsprechend. Bei einer 
Ablehnung des Vorschlags sind die Gründe 
anzugeben. 
 
(5) Kommt eine Einigung über eine von der 
Dienststelle beabsichtigte Maßnahme nicht 
zustande, so kann sie innerhalb von zwei 
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6.  Nach § 23 Absatz 7 Satz 3 wird der fol-

gende Satz eingefügt: 
 

„Dieser ist die Empfehlung der Eini-
gungsstelle im Wortlaut vorzulegen.“ 

 
 

Wochen die Angelegenheit der im Verwal-
tungsaufbau übergeordneten Stelle, bei der 
eine Stufenvertretung besteht, vorlegen. Für 
das Stufenverfahren gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend. Kommt eine Einigung 
über eine von der Richtervertretung bean-
tragte Maßnahme nicht zustande oder trifft 
die Dienststelle innerhalb der in Absatz 4 
Satz 3 genannten Frist keine Entscheidung, 
so kann die Richtervertretung innerhalb von 
zwei Wochen nach Ablauf der in Absatz 3 ge-
nannten Frist die Angelegenheit der Stufen-
vertretung, die bei der im Verwaltungsaufbau 
übergeordneten Stelle besteht, vorlegen. Für 
das Stufenverfahren gilt Absatz 4 entspre-
chend. Die Dienststelle und die Richterver-
tretung unterrichten sich gegenseitig, wenn 
sie die Angelegenheit der übergeordneten 
Stelle oder der bei ihr bestehenden Stufen-
vertretung vorlegen. 
 
(6) Bei Anträgen der Richtervertretung nach 
Absatz 4, die Maßnahmen nach § 41 Absatz 
1 zum Gegenstand haben, entscheidet das 
Justizministerium endgültig. 
 
(7) Ergibt sich bei Maßnahmen, die von der 
Dienststelle beabsichtigt sind, und bei den 
von der Richtervertretung beantragten Maß-
nahmen, die nach § 41 Absatz 2 bis 4 seiner 
Mitbestimmung unterliegen, zwischen dem 
Justizministerium und der dort bestehenden 
zuständigen Richtervertretung keine Eini-
gung, so entscheidet auf Antrag der Dienst-
stelle oder der Richtervertretung die Eini-
gungsstelle (§ 24). Die Richtervertretung 
kann die Entscheidung der Einigungsstelle 
auch dann beantragen, wenn die Dienst-
stelle über einen Antrag nach Absatz 4 nicht 
innerhalb der in Absatz 4 Satz 3 vorgesehe-
nen Frist entscheidet. In den Fällen des § 41 
Absatz 1, 3 und 4 Satz 1 Nummer 2, 7, 8, 9, 
10, 12 und 13 sowie des § 65 beschließt die 
Einigungsstelle eine Empfehlung an die in 
diesen Fällen endgültig entscheidende Lan-
desregierung. Wurde über eine Maßnahme 
nach Satz 1, die wegen ihrer Auswirkungen 
auf das Gemeinwohl wesentlicher Bestand-
teil der Regierungsgewalt sein kann, durch 
bindenden Beschluss der Einigungsstelle 
entschieden, können die beteiligten Dienst-
stellen innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung des Beschlusses auf dem Dienstweg 
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die Landesregierung anrufen. Den beteilig-
ten Richtervertretungen ist von dieser Stelle 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; 
hierfür kann eine Frist gesetzt werden. Die 
Landesregierung stellt fest, ob der Beschluss 
der Einigungsstelle wegen der Maßnahme, 
die aufgrund ihrer Auswirkungen auf das Ge-
meinwohl wesentlicher Bestandteil der Re-
gierungsgewalt ist, nur empfehlenden Cha-
rakter hat und entscheidet über die Maß-
nahme abschließend. Die Entscheidung ist 
zu begründen. Liegen diese Voraussetzun-
gen nicht vor, verbleibt es beim Beschluss 
der Einigungsstelle. Die vorsitzende Person 
der Einigungsstelle sowie die am Einigungs-
verfahren beteiligten Dienststellen und Rich-
tervertretungen sind unverzüglich über die 
Entscheidung und deren Gründe schriftlich 
oder elektronisch zu informieren. 
 
(8) Die Dienststelle kann bei Maßnahmen, 
die der Natur der Sache nach keinen Auf-
schub dulden, bis zur endgültigen Entschei-
dung vorläufige Regelungen treffen. Sie hat 
der Richtervertretung die vorläufige Rege-
lung mitzuteilen und zu begründen und un-
verzüglich das Verfahren nach den Absätzen 
2, 3, 5 und 7 einzuleiten oder fortzusetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Einigungsstelle 

 
(1) Bei dem Justizministerium wird für die 
Dauer der Wahlperiode der Richter- und 
Staatsanwaltsvertretungen eine Einigungs-
stelle gebildet. Sie besteht aus einer unpar-
teiischen vorsitzenden Person, ihrer Stellver-
treterin oder ihrem Stellvertreter und Beisit-
zerinnen und Beisitzern. Auf die vorsitzende 
Person und deren Stellvertreterin oder Stell-
vertreter haben sich das Justizministerium 
und die bei ihm gebildeten Richtervertretun-
gen sowie der Hauptstaatsanwaltsrat inner-
halb von zwei Monaten nach Beginn der 
Wahlperiode zu einigen. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, so entscheidet auf An-
trag des Justizministeriums oder einer Ver-
tretung die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtags. Die Beisitzerinnen und Bei- 
sitzer werden für das jeweilige Einigungsstel-
lenverfahren benannt. Die vom Justizminis-
terium vorgeschlagenen Beisitzerinnen und 
Beisitzer müssen Bedienstete in seinem 
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Geschäftsbereich sein. Die von der Vertre-
tung vorgeschlagenen Beisitzerinnen und 
Beisitzer müssen Richterinnen oder Richter, 
Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sein. 
 
(2) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind 
unabhängig und üben ihre Tätigkeit als Eh-
renamt in eigener Verantwortung aus. Für 
sie gilt § 40 Absatz 1 Satz 1 bis 4 und Ab-
satz 3 des Landespersonalvertretungs-ge-
setzes und, soweit sie Richterinnen oder 
Richter im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
sind, § 17 Absatz 3 entsprechend. Der vor-
sitzenden Person kann eine Entschädigung 
für Zeitaufwand gewährt werden. Die Mitglie-
der scheiden aus der Einigungsstelle außer 
durch Zeitablauf (Absatz 1 Satz 1) oder Nie-
derlegung des Amtes nur unter den in § 50 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Lan-
desdisziplinargesetzes vom 16. November 
2004 (GV. NRW. S. 624) in der jeweils gel-
tenden Fassung bezeichneten Vorausset-
zungen aus, die Beisitzerinnen und Beisitzer 
ferner bei Beendigung des Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisses im Geltungsbereich des 
Landespersonalvertretungsgesetzes oder 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 
 
(3) Die Einigungsstelle wird tätig in der Be-
setzung mit der vorsitzenden Person oder, 
falls sie verhindert ist, der Stellvertreterin 
oder dem Stellvertreter und sechs Beisitze-
rinnen und Beisitzern, die auf Vorschlag des 
Justizministeriums und der Vertretung je zur 
Hälfte benannt werden. 
 
(4) Die Sitzungen der Einigungsstelle sind 
nicht öffentlich. Den Beteiligten ist die Anwe-
senheit nur bei der Verhandlung zu gestat-
ten; sachverständigen Personen kann die 
Teilnahme gestattet werden. Den Beteiligten 
ist Gelegenheit zur mündlichen Äußerung zu 
geben, die mit ihrem Einverständnis auch 
schriftlich oder elektronisch erfolgen kann. 
 
(5) Die Einigungsstelle entscheidet durch 
Beschluss über die Anträge der Beteiligten; 
sie kann den Anträgen auch teilweise ent-
sprechen. Die Einigungsstelle soll binnen 
zwei Monaten nach der Erklärung einer oder 
eines Beteiligten, die Entscheidung der 
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7. In § 24 Absatz 6 Satz 2 wird die An-

gabe „Satz 4“ durch die Angabe 
„Satz 5“ ersetzt. 

 

Einigungsstelle herbeiführen zu wollen, ent-
scheiden. Der Beschluss muss sich im Rah-
men der geltenden Rechtsvorschriften, ins-
besondere des Haushaltsgesetzes, halten. 
Der Beschluss wird mit Stimmenmehrheit 
gefasst. 
 
(6) Der Beschluss der Einigungsstelle ist zu 
begründen und den Beteiligten zuzustellen. 
Er bindet diese, soweit er eine Entscheidung 
im Sinne des Absatzes 5 enthält; § 23 Ab-
satz 7 Satz 4 bleibt unberührt. Eine Bindung 
besteht nicht in den Fällen des § 23 Absatz 7 
Satz 3. 
 
(7) Für die Geschäftsführung der Einigungs-
stelle gilt § 40 Absatz 1 Satz 1 bis 4 und Ab-
satz 3 des Landespersonalvertretungsgeset-
zes entsprechend. 
 
(8) Der Hauptrichterrat nimmt die Befugnisse 
des Richterrates und des Bezirksrichterrates 
nach Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 3 
wahr. 
 

8. § 101 wird gestrichen. 
 

 § 101 
Anträge auf Hinausschieben der  

Altersgrenze 
 
Anträge nach § 4 Absatz 3 können erst ab 
Inkrafttreten der Vorschrift wirksam gestellt 
werden. Richterinnen und Richter, deren 
Eintritt in den Ruhestand am 19. Februar 
2026 bis zum Ende des Monats hinausge-
schoben ist, in dem sie die Regelalters-
grenze erreichen, und zudem in weniger als 
sechs Monaten erfolgt, können einen Antrag 
auf Hinausschieben des Eintritts in den Ru-
hestand über die Regelaltersgrenze hinaus 
abweichend von der Frist des § 4 Absatz 3 
Satz 2 bis zu einen Monat vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze stellen, spätestens aber 
binnen einem Monat nach dem 19. Feb-
ruar 2026. 
 

9.  § 102 wird zu § 101 und wie folgt geän-
dert: 

 
 

a)  Die Absätze 1 und 2 werden gestri-
chen. 

 
 

 § 102 
Beginn der ersten gemeinsamen 

Wahlperiode 
 
(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes laufende Amtszeit der Richter-
vertretungen gilt fort und endet mit Ablauf 
des 31. Dezember 2018; die eingerichtete 
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b) In Absatz 3 wird die Angabe „(3)“ 
gestrichen. 

 

Einigungsstelle bleibt bis zum 30. Juni 2016 
bestehen und ist bis zu diesem Zeitpunkt zu-
gleich Einigungsstelle der Präsidialräte. Die 
Einigungsstelle der Richter- und Staatsan-
waltsvertretungen nach § 24 und die Eini-
gungsstelle in gemeinsamen Angelegenhei-
ten nach § 50 werden erstmals zum 
1. Juli 2016 gebildet. Ein weiteres Mitglied 
des Präsidialrats, das nach Maßgabe des 
§ 58 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 33 
Absatz 3 Satz 2 nicht wählbar gewesen 
wäre, scheidet mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 aus dem Präsidialrat aus; es gilt § 64 
Absatz 2. 
 
(2) Die erste Wahlperiode der Staatsanwalts-
vertretungen nach diesem Gesetz beginnt 
am 1. Juli 2016 und endet abweichend von 
§ 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 16 Ab-
satz 1 am 31. Dezember 2018. Für diese 
Wahl gelten die §§ 33 bis 37 entsprechend. 
Die Leiterin oder der Leiter einer Staatsan-
waltschaft wird nach den Grundsätzen der 
Personenwahl gewählt; die Vorschriften über 
die Wahl der vorsitzenden Person des Präsi-
dialrats gelten entsprechend. 
 
(3) Die erste gemeinsame Wahlperiode der 
Richter- und Staatsanwältevertretungen be-
ginnt am 1. Januar 2019. 
 

10. § 103 wird gestrichen. 
 

 § 103 
Erstmalige Berufung der ehrenamtlichen 

Richterinnen und Richter 
 
Die erste Amtszeit der nach § 30 Absatz 2 
Satz 2 zu berufenden ehrenamtlichen Rich-
terinnen und Richter endet abweichend von 
§ 30 Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 20 
Absatz 1 Satz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
am 14. Oktober 2017. 
 

11. § 104 wird zu § 102 und durch den fol-
genden § 102 ersetzt: 

 
„§ 102 

Laufende Besetzungs- und 
Beteiligungsverfahren 

 
Auf laufende Besetzungs- und Beteili-
gungsverfahren finden die jeweils zum 
Zeitpunkt ihrer Einleitung geltenden Vor-
schriften Anwendung.“ 

  
 
 

§ 104 
Laufende Beteiligungsverfahren 

 
 
Auf laufende Beteiligungsverfahren finden 
die jeweils zum Zeitpunkt ihrer Einleitung 
geltenden Vorschriften Anwendung. 
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12.  Die §§ 104a und 104b werden gestri-

chen. 
 

 § 104a 
Weitere Anwendbarkeit von 

Verwaltungsvorschriften 
 
(1) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung 
nach § 14 Absatz 5, längstens jedoch bis 
zum 31. Dezember 2022, ist die Allgemeine 
Verfügung „Dienstliche Beurteilungen der 
Richterinnen und Richter sowie der Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte“ vom 
2. Mai 2005 (JMBl. NRW S. 121), die zuletzt 
durch Allgemeine Verfügung vom 
4. Juli 2016 (JMBl. NRW S. 191) geändert 
worden ist, weiterhin anwendbar. 
 
(2) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung 
nach § 14 Absatz 6 Satz 2, längstens jedoch 
bis zum 31. Dezember 2022, ist die Allge-
meine Verfügung „Erprobung von Richterin-
nen und Richtern, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten“ vom 2. Mai 2005 (JMBl. 
NRW S. 136), die durch Allgemeine Verfü-
gung vom 9. Juli 2014 (JMBl. NRW S. 191) 
geändert worden ist, weiterhin anwendbar. 
 

§ 104b 
Weitere Anwendbarkeit der beamten-

rechtlichen Vorschriften über eine fiktive 
Fortschreibung dienstlicher 

Beurteilungen 
 
Bis zum Erlass von Vorschriften über eine 
fiktive Fortschreibung dienstlicher Beurtei-
lungen nach § 14 Absatz 5 Satz 2 sind die für 
die Beamtinnen und Beamten geltenden 
Vorschriften über eine fiktive Fortschreibung 
dienstlicher Beurteilungen für Richterinnen 
und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte weiterhin entsprechend anzu-
wenden. 
 

13.  § 104c wird zu § 103. 
 

 § 104c 
Weitere Anwendbarkeit der Vorschriften 

zur Altersgrenze 
 
Hinsichtlich der Verweisung in § 5 Absatz 1 
Satz 3 des Gesetzes über den Landesrech-
nungshof Nordrhein-Westfalen vom 
19. Juni 1994 (GV. NRW. S. 428), geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Dezem-
ber 2015 (GV. NRW. S. 812), bleibt § 4 
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Absatz 3 in der bis zum 19. Februar 2026 
geltenden Fassung anwendbar. 
 

14. § 105 wird zu § 104 und wie folgt geän-
dert: 

 
a) Die Überschrift wird durch die fol-

gende Überschrift ersetzt: 
 

„§ 104 
Inkrafttreten“. 

 
b) In Absatz 1 wird die Angabe „(1)“ 

gestrichen. 
 
 
 

c) Absatz 2 wird gestrichen. 
 

  
 
 
 
 
 

§ 105 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Sat-
zes 2 am 1. Januar 2016 in Kraft. Die §§ 46 
bis 50 treten am 1. Juli 2016 und die §§ 66 
bis 99 am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
(2) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2019 über die mit 
diesem Gesetz gemachten Erfahrungen hin-
sichtlich der Möglichkeit des Hinausschie-
bens des Eintritts in den Ruhestand, der Re-
gelungen über die Teilzeitbeschäftigung und 
Beurlaubung, der Neugestaltung der Beteili-
gungsrechte sowie der Mitwirkung ehren-
amtlicher Richterinnen und Richter aus der 
Rechtsanwaltschaft in den Richterdienstge-
richten. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
 
Allgemeiner Teil 
 
Mit den Änderungen des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes wird das Verfahren zur 
Besetzung richterlicher und staatsanwaltlicher Ämter, insbesondere Beförderungsämter, in 
seinen wesentlichen Grundzügen gesetzlich geregelt. Die vorgesehenen Regelungen gehen 
maßgeblich auf Empfehlungen der „Arbeitsgruppe zur Reform der Stellenbesetzungsverfahren 
für Spitzenämter in der Justiz der Landes Nordrhein-Westfalen“ zurück (vgl. Abschlussbericht 
vom 4. Februar 2026, LT-Vorlage 18/4860). Mit den gesetzlichen Bestimmungen werden be-
stehende Rechtsunsicherheiten beseitigt, mehr Transparenz geschaffen, die Akzeptanz für die 
Auswahlentscheidung erhöht und ihre Bindung an die Bestenauslese noch weiter gesichert. 
Die Änderungen tragen der besonderen Stellung der Justiz im Staatsgefüge und der Unab-
hängigkeit der Judikative Rechnung. Sie sind deshalb auf die Besetzung richterlicher und 
staatsanwaltlicher Ämter zugeschnitten und beanspruchen als lex specialis keine Geltung für 
das allgemeine Beamtenrecht.  
 
Im Einzelnen werden verschiedene Festlegungen für die Besetzung von richterlichen und 
staatsanwaltlichen Ämtern getroffen: In Beförderungsverfahren wird eine Bewerbungsfrist mit 
ausschließender Wirkung eingeführt. Damit ist der Bewerberkreis nach Ablauf der Frist klar 
begrenzt. Für die Auswahlentscheidung wird das Beschleunigungsgebot gesetzlich ausdrück-
lich festgeschrieben. Zudem wird der Grundsatz gesetzlich klarstellend normiert, dass die 
dienstliche Beurteilung das maßgebliche Auswahlinstrument bildet. Dies gilt insbesondere 
auch dann, wenn alternative Auswahlinstrumente als mitentscheidend herangezogen werden. 
Weiter wird vorgesehen, dass für die Besetzung der Leitungen der oberen Landesgerichte und 
der Generalstaatsanwaltschaften (sogenannte Spitzenämter) – bei gleich(wertig)er Gesamt-
note in den Beurteilungen – Auswahlgespräche von einer Kommission geführt werden. Hier-
durch wird die Entscheidungsgrundlage verbreitert und die Akzeptanz der Besetzungsent-
scheidung erhöht. Der Abbruch von Stellenbesetzungsverfahren wird gesetzlich geregelt, die 
Abbruchgründe werden konkretisiert. Schließlich wird die Stellung der richterlichen und staats-
anwaltlichen Personalvertretungen bei der Mitbestimmung gestärkt, indem diese umgehend 
über das Bewerberfeld informiert werden, auf Wunsch die Beurteilungen der Bewerberinnen 
und Bewerber unverzüglich erhalten und hierzu schon in einem deutlich früheren Verfahrens-
stadium Stellung nehmen können, wenn sie dafür Bedarf sehen. 
 
Neben den Vorschriften für Besetzungsverfahren werden zur Umsetzung der höchstrichterli-
chen Vorgaben Regelungen für die Nachzeichnung dienstlicher Beurteilungen im richterlichen 
und staatsanwaltlichen Bereich aufgenommen sowie klargestellt, dass hier eine fiktive Erpro-
bung nicht stattfindet. Schließlich werden die Übergangs- und Schlussbestimmungen berei-
nigt. 
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Besonderer Teil 
 
Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis): 
 
Nummer 1 regelt die notwendigen Folgeanpassungen des Inhaltsverzeichnisses. 
 
Zu Nummer 2 (§ 14): 
 
In Absatz 5 wird die Verordnungsermächtigung klarstellend ergänzt. Die gesetzliche Ermäch-
tigung dient der Umsetzung des Rechtssatzvorbehalts bei dienstlichen Beurteilungen (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 7. Juli 2021 - 2 C 2.21 -, juris Rn. 24 ff.). Über die bereits bestehende 
Regelung hinaus wird gesetzlich vorgesehen, dass die Rechtsverordnung auch die Beurtei-
lungsmerkmale und Notenstufen, die weitere dienstliche Beurteilung (Überbeurteilung) sowie 
die Zuständigkeiten regelt. Die Ergänzung bildet den bereits bestehenden Rechtszustand ab 
und erfolgt lediglich klarstellend. Der bisherige Satz 2 wird hier gestrichen und geht in der ge-
sonderten Vorschrift zur Nachzeichnung (§ 14a) auf.  
 
Absatz 6 wird in eine gesonderte Vorschrift zur Erprobung (§ 14b) überführt. 
 
Zu Nummer 3 (§§ 14a bis 14d): 
 
Zu § 14a: 
 
In § 14a wird eine gesonderte Vorschrift zur Nachzeichnung dienstlicher Beurteilungen ge-
schaffen. Hierzu werden der bislang in § 104b normierte Verweis und die in § 14 Absatz 5 Satz 
2 geregelte Verordnungsermächtigung in der neuen Vorschrift des § 14a zusammengeführt. 
Satz 1 greift im Wesentlichen die bisherige Übergangsvorschrift des § 104b auf. In Satz 2 wird 
die bislang in § 14 Absatz 5 Satz 2 geregelte Verordnungsermächtigung übernommen. Nach 
der neueren höchstrichterlichen Rechtsprechung bedürfen die wesentlichen Vorgaben zur 
Nachzeichnung einer gesetzlichen Grundlage. Dies umfasst insbesondere die grundsätzliche 
Festlegung auf ein bestimmtes Nachzeichnungsmodell (z. B. die Referenzgruppenbildung), 
die Bestimmung des davon begünstigten Personenkreises sowie die Festlegung der zentralen, 
die Nachzeichnung maßgeblich beeinflussenden Kriterien (im Falle des Referenzgruppenmo-
dells insbesondere die für die Bildung der Referenzgruppe maßgeblichen Kriterien) – vgl. zum 
Ganzen BVerwG, Beschluss vom 3. März 2025 - 2 VR 4/24 -, juris Rn. 43 ff. sowie Beschluss 
vom 23. November 2022 - 1 WB 21/21 -, juris Rn. 22 ff. Diesen Vorgaben soll einstweilen 
dadurch entsprochen werden, dass – wie bislang auch – für den richterlichen und staatsan-
waltlichen Bereich auf die für die Beamtinnen und Beamten geltenden Regelungen zur Nach-
zeichnung verwiesen wird. Wie bislang folgt bereits aus den jetzt in § 14a zusammengeführten 
Bestimmungen, dass eine Nachzeichnung der Erprobung bzw. eine fiktive Erprobung im rich-
terlichen und staatsanwaltlichen Bereich nicht stattfindet (vgl. LT-Drs. 18/12817, S. 131); dies 
wird zur Klarstellung nunmehr in § 14b auch in den Gesetzestext aufgenommen (vgl. zu § 
14b). 
 
Zu § 14b: 
 
Die bislang in § 14 Absatz 6 geregelte Erprobung wird in einer eigenen Vorschrift als § 14b 
normiert und redaktionell angepasst. Durch den gegenüber der bisherigen Fassung in § 14 
Absatz 6 neu aufgenommenen Satz 3 wird nunmehr auch im Gesetzestext klargestellt, dass 
eine fiktive Erprobung bzw. eine Nachzeichnung der Erprobung im richterlichen und staatsan-
waltlichen Bereich nicht stattfindet. Dies entspricht in der Sache der bisherigen Rechtslage 
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(vgl. LT-Drs. 18/12817, S. 131). Zugleich wird die Ausnahme für die Übertragung des Amts 
einer Richterin oder eines Richters am Finanzgericht wegen des Sachzusammenhangs in Ab-
satz 1 überführt. Die Verordnungsermächtigung wird zusammenhängend in Absatz 2 geregelt. 
Dessen Satz 2 stellt wie bislang klar, dass in der Rechtsverordnung über den Fall des Absat-
zes 1 Satz 2 hinaus weitere Ämter von dem Erfordernis einer Erprobung ausgenommen wer-
den können. 
 
Zu § 14c: 
 
Durch den neuen § 14c werden Verfahrensregelungen zur Besetzung von richterlichen und 
staatsanwaltlichen Beförderungsämtern eingeführt. Die Absätze 1 und 2 regeln die Besetzung 
sämtlicher Beförderungsämter im richterlichen und staatsanwaltlichen Bereich. Absatz 3 trifft 
eine Sonderregelung für die Leitungen der oberen Landesgerichte und der Generalstaatsan-
waltschaften (Spitzenämter). 
 
Zu Absatz 1: 
 
Absatz 1 bestimmt für das Beförderungsverfahren eine einmonatige Bewerbungsfrist nach 
dem Vorbild der Regelung im notariellen Bereich (§ 4a Absatz 2 und 3 der Bundesnotarord-
nung). Abweichend von der bisherigen Rechtslage hat die Bewerbungsfrist ausschließende 
Wirkung. Sie stellt damit nicht lediglich eine bloße Ordnungsvorschrift, sondern eine echte 
Ausschlussfrist dar. Hierdurch wird das Besetzungsverfahren beschleunigt und Rechtsklarheit 
über das Bewerberfeld hergestellt. Nachträgliche Bewerbungen sind nicht mehr möglich. Nach 
den Sätzen 3 bis 5 ist die Möglichkeit einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand eröffnet. 
Eine Verzögerung des Besetzungsverfahrens wird damit regelmäßig nicht verbunden sein. Die 
abstrakte Möglichkeit des Eingangs von Wiedereinsetzungsanträgen begründet keine Not-
wendigkeit, das Verfahren nicht unmittelbar nach Ablauf der Bewerbungsfrist zu fördern. Zu-
dem gelten die für Wiedereinsetzungsanträge üblichen engen Fristen und Voraussetzungen: 
Die Gründe für die Wiedereinsetzung sind innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hin-
dernisses glaubhaft zu machen und es ist in dieser Frist eine gegebenenfalls noch fehlende 
Bewerbung nachzuholen. Schließlich wird der Eingang eines Wiedereinsetzungsantrags re-
gelmäßig nicht hindern, das Besetzungsverfahren weiter zu betreiben (insbesondere die Be-
urteilungen einzuholen). 
 
Der Einführung einer gesetzlichen Ausschlussfrist steht der verfassungsrechtliche Grundsatz 
der Bestenauslese (Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes) nicht entgegen. Zwar geht die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts – unter Verweis auf den Grundsatz der Bes-
tenauslese – davon aus, dass die in Ausschreibungen gesetzten Bewerbungsfristen regelmä-
ßig keine Ausschlussfristen sind, sondern alleine dem Interesse des Dienstherrn an einer zü-
gigen Stellenbesetzung dienen. Die Rechtsprechung erkennt jedoch zugleich an, dass der 
Gesetzgeber hiervon abweichende Bestimmungen treffen kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. 
November 2012 - 2 C 6/11 -, juris Rn. 30 – unter Verweis auf die gesetzliche Regelung in der 
Bundesnotarordnung). Für die hier eingeführte Bewerbungsfrist im richterlichen und staatsan-
waltlichen Bereich ist zudem in Rechnung zu stellen, dass diese nicht lediglich dem Interesse 
des Dienstherrn an einer zügigen Stellenbesetzung dient. Mit der Ausschlussfrist sollen im 
Besetzungsverfahren die Rechtssicherheit erhöht und Rechtsstreitigkeiten über die Einbezie-
hung späterer Bewerbungen vermieden werden. Für Fälle unverschuldeter Versäumung der 
Frist besteht die Möglichkeit der Wiedereinsetzung. 
 
Zu Absatz 2: 
 
Absatz 2 konkretisiert in seinem Satz 1 das allgemeine Beschleunigungsgebot und gibt vor, 
dass die Auswahlentscheidung im Besetzungsverfahren unverzüglich zu treffen ist. Nicht 
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sachlich begründete Verzögerungen haben zu unterbleiben. Das Beschleunigungsgebot in 
Satz 1 stellt eine Ordnungsvorschrift dar, die keine subjektiven Verfahrensansprüche der Be-
werberinnen und Bewerber begründet. 
 
Satz 2 regelt zum einen klarstellend, dass der Vorrang der dienstlichen Beurteilungen bei Aus-
wahlentscheidungen auch dann Geltung beansprucht, wenn nach § 92a Absatz 2 bis 4 des 
Landesbeamtengesetzes weitere Auswahlinstrumente herangezogen werden. Zum anderen 
bestimmt Satz 2 das Maß dieses Vorrangs abstrakt dahin, dass den dienstlichen Beurteilungen 
das deutlich größere Gewicht zukommen muss. Damit wäre ein Verhältnis von 51 % zu 49 % 
nicht ausreichend. Die nähere Ausgestaltung bleibt aber dem Verordnungsgeber überlassen. 
Die Vorgabe in Satz 2 gilt insbesondere auch für die nunmehr gesetzlich vorgesehenen Aus-
wahlgespräche bei der Besetzung von Spitzenämtern (vgl. zu Absatz 3).  
 
Satz 3 enthält eine Ermächtigung für das Ministerium der Justiz, das Nähere bei der Heran-
ziehung von weiteren Auswahlinstrumenten durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Insoweit 
regelt Satz 3 für den Bereich richterlicher und staatsanwaltlicher Beförderungsverfahren eine 
gegenüber § 92a Absatz 5 des Landesbeamtengesetzes speziellere Verordnungsermächti-
gung. 
 
Zu Absatz 3: 
 
Mit Absatz 3 wird für die Besetzung der Spitzenämter der Justiz, also der Ämter der Präsiden-
tinnen und Präsidenten der oberen Landesgerichte sowie der Generalstaatsanwältinnen und 
Generalstaatsanwälte, ein Auswahlgespräch mit denjenigen Bewerberinnen und Bewerbern, 
die über die im Bewerberfeld beste Gesamtnote oder eine dieser gleichwertige Gesamtnote 
verfügen, durch eine hierfür gebildete Kommission vorgesehen. Hierbei handelt es sich um ein 
auf diesen Fall zugeschnittenes weiteres und im Regelfall unmittelbar mitentscheidendes Aus-
wahlinstrument im Sinne von § 92a Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes. Das Auswahlge-
spräch dient dazu, die Grundlage für die Auswahlentscheidung zu verbreitern, wenn mehrere 
Bewerberinnen und Bewerber über die im Bewerberfeld beste Gesamtnote oder eine dieser 
gleichwertige Gesamtnote verfügen und eine Auswahlentscheidung daher nicht allein auf 
Grundlage der Gesamtnote erfolgen kann. Dies erscheint sachgerecht. Denn im Bewerberfeld 
für Spitzenämter kommt es regelmäßig zu einem Beurteilungsgleichstand nach Gesamtnoten 
(jeweils Vergabe der Spitzennote). In diesem Fall soll die Besetzungsentscheidung für hervor-
gehobene Leitungsämter nicht alleine auf eine ausschärfende Auswertung der Beurteilungen 
gestützt werden. Zugleich gibt es bei der Besetzung dieser hervorgehobenen und für die Justiz 
besonders wichtigen Leitungsämter ein besonders großes Bedürfnis nach Akzeptanz der Aus-
wahlentscheidung. Auf der Rechtsfolgenseite wird daher ein Ermessen nicht eröffnet, sondern 
es handelt sich um eine gebundene Entscheidung. Sind die Voraussetzungen erfüllt, sind Aus-
wahlgespräche als weiteres Auswahlinstrument heranzuziehen. 
 
Zu Absatz 3 Satz 1: 
 
Satz 1 bestimmt zunächst, dass die Regelung (nur) für die Besetzung der Leitungen der obe-
ren Landesgerichte und der Generalstaatsanwaltschaften gilt. Auswahlgespräche finden dabei 
nur statt, wenn und soweit es im Bewerberfeld mehrere mit der besten Gesamtnote (oder einer 
gleichwertigen Gesamtnote) bewertete Bewerberinnen und Bewerber gibt.  
 
Maßgeblich ist allein die Gesamtnote in ihrer Verbindung aus Notenstufe und Punktwert, also 
beispielsweise „hervorragend (15 Punkte)“ (vgl. § 6 Abs. 2 der Beurteilungsverordnung JM). 
Sind die bestbeurteilten Bewerberinnen und Bewerber mit der gleichen Gesamtnote beurteilt, 
sind Auswahlgespräche also auch dann zu führen, wenn sich ihre Beurteilungen in den für die 
vier Hauptmerkmale zu vergebenden Zwischennoten (vgl. § 6 Absatz 1 Satz 1 der 
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Beurteilungsverordnung JM) unterscheiden. Die Abweichungen in den Zwischennoten bleiben 
gleichwohl bei der den Auswahlgesprächen nachfolgenden Auswahlentscheidung durch zu-
nächst das Ministerium der Justiz und letztlich die Landesregierung nicht unberücksichtigt. Sie 
sind zusammen mit dem Ergebnis des Auswahlgesprächs bei der Auswahlentscheidung zu 
würdigen. Ob dabei durch einen Vorsprung im Auswahlgespräch ein Rückstand bei den Zwi-
schennoten überwunden werden kann, wird von der konkreten Bewertung im Einzelfall abhän-
gen. Dass den Beurteilungen das deutlich größere Gewicht zukommen muss (vgl. Absatz 2 
Satz 2), steht nicht grundsätzlich entgegen, weil die Auswahlgespräche gerade mitentschei-
dendes Auswahlinstrument sein sollen. Weitere Einzelheiten, insbesondere die Gewichtung 
von Beurteilungen und Auswahlgesprächen, können durch Verordnung nach Absatz 2 Satz 3 
näher bestimmt werden. 
 
Durch den weiteren Begriff der „gleichwertigen“ Gesamtnote sind Fälle erfasst, in denen Be-
werberinnen und Bewerber aus einem anderen Beurteilungs- und Bewertungssystem oder aus 
unterschiedlich bewerteten Statusämtern einzubeziehen sind. Hier ist die Gleichwertigkeit 
durch die „Übersetzung“ der Beurteilung in das richterliche und staatsanwaltliche Beurteilungs-
system der nordrhein-westfälischen Justiz oder durch die Einbeziehung der Wertigkeitsunter-
schiede der gegenwärtig innegehabten Statusämter festzustellen. 
 
Auswahlgespräche sind aber nur dann zu führen, wenn die Bewerberinnen und Bewerber mit 
gleicher oder gleichwertiger Gesamtnote an der Spitze des Bewerberfeldes liegen. Haben 
mehrere Bewerberinnen und Bewerber zwar die gleiche Gesamtnote, liegen jedoch mit dieser 
Note hinter der Gesamtnote einer anderen Bewerberin bzw. eines anderen Bewerbers, finden 
keine Auswahlgespräche statt. Damit ist die Maßgeblichkeit der dienstlichen Beurteilungen 
dahingehend sichergestellt, dass ein Vorsprung in der Gesamtnote nicht durch das Instrument 
des Auswahlgesprächs ausgehebelt werden kann. 
 
Sind Auswahlgespräche zu führen, nehmen daran auch nur die an der Spitze des Bewerber-
feldes mit der gleich(wertig)en Gesamtnote beurteilten Bewerberinnen und Bewerber teil. Das 
aufwendige Instrument der Auswahlgespräche dient nicht dazu, unter mehreren mit schlech-
terer Gesamtnote gleich(wertig) beurteilten Bewerberinnen und Bewerbern eine Rangfolge 
herzustellen. 
 
Da die Regelung wie einleitend dargestellt nur eine gleiche oder gleichwertige Gesamtnote 
voraussetzt, aber keinen Beurteilungsgleichstand nach (vollständiger) Ausschärfung der Be-
urteilung, handelt es sich, wie im Wortlaut klargestellt ist, regelmäßig um ein unmittelbar mit-
entscheidendes Auswahlinstrument im Sinne von § 92a Absatz 3 des Landesbeamtengeset-
zes. Als „Weniger“ sind aber auch die praktisch seltenen Fälle erfasst, in denen ein Beurtei-
lungsgleichstand nach vollständiger Ausschärfung der Beurteilung besteht und den Auswahl-
gesprächen also bloß ergänzender Charakter im Sinne von § 92a Absatz 2 des Landesbeam-
tengesetzes zukommt. In diesen Fällen haben daher ebenfalls – erst recht – Auswahlgesprä-
che stattzufinden und ist ihr Ergebnis in die Auswahlentscheidung einzubeziehen. 
 
Zu Absatz 3 Satz 2: 
 
Satz 2 regelt die Besetzung der Kommission. Den Vorsitz führt die Staatssekretärin oder der 
Staatssekretär des Ministeriums der Justiz. Außerdem nimmt die Gleichstellungsbeauftrage 
des Ministeriums der Justiz stimmberechtigt und die Schwerbehindertenvertretung des Minis-
teriums der Justiz beratend teil. Alle übrigen Mitglieder werden nur für ein konkretes Beset-
zungsverfahren, nicht für eine bestimmte Periode bestimmt. Dies sind zunächst zwei Leitun-
gen von oberen Landesgerichten beziehungsweise Generalstaatsanwaltschaften, die vom 
Kommissionsvorsitz zu bestimmen sind. Die Leitungen können der Gerichtsbarkeit angehören, 
in der das Amt zu besetzen ist. Dies ist jedoch nicht zwingend erforderlich. In der Praxis 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19693 

 
 

30 

können jeweils sachliche Gründe dafür sprechen, Leitungen aus der gleichen oder aber ge-
rade einer anderen Gerichtsbarkeit in die Kommission zu berufen. Darüber hinaus können 
auch Leitungen von oberen Landesgerichten oder Generalstaatsanwaltschaften anderer Bun-
desländer in die Kommission berufen werden. Schließlich gehört der Kommission ein Mitglied 
der in dem jeweiligen Besetzungsverfahren zur Mitbestimmung berufenen Richter- oder 
Staatsanwaltsvertretung an. Dieses Mitglied wird durch das jeweilige Gremium und nicht durch 
den Kommissionsvorsitz bestimmt. 
 
Zu Absatz 3 Satz 3 und 4: 
 
Durch Satz 3 und 4 wird das weitere Verfahren geregelt. Nach Satz 3 gibt die Kommission 
eine Bewertung der Auswahlgespräche ab. Diese ist schriftlich oder elektronisch zu begrün-
den. Die Bewertung nach Satz 3 bezieht sich ausschließlich auf die Auswahlgespräche. Es 
handelt sich dabei um eine weitere Entscheidungsgrundlage, die neben den dienstlichen Be-
urteilungen heranzuziehen ist. Die Kommission trifft nicht die Auswahlentscheidung. Das Er-
nennungsrecht der Landesregierung (vgl. Artikel 58 Satz 1 der Verfassung für das Land Nord-
rhein-Westfalen, § 16 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes i.V.m. § 2 Absatz 2 des 
Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes) wie auch das Vorschlagsrecht des verfahrensfüh-
renden Ministeriums der Justiz bleiben unberührt. Bei ihrer Auswahlentscheidung haben die 
Landesregierung bzw. das Ministerium der Justiz jeweils die dienstlichen Beurteilungen und 
die Bewertung der Kommission als Entscheidungsgrundlage heranzuziehen. Nach Absatz 2 
Satz 2 muss der dienstlichen Beurteilung dabei das maßgebliche Gewicht eingeräumt werden. 
Satz 4 stellt klar, dass die Bewertung einstimmig oder mehrheitlich erfolgen kann. Abwei-
chende Bewertungen der Minderheit können, müssen aber nicht in der Begründung aufgeführt 
werden. 
 
Zu Absatz 3 Satz 5: 
 
Mit Satz 5 wird das Ministerium der Justiz ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere  
Bestimmungen zu den Auswahlgesprächen und zur Besetzung der Kommission zu treffen. 
 
Zu § 14d: 
 
Durch § 14d wird der Abbruch von Besetzungsverfahren für sämtliche richterlichen und staats-
anwaltlichen Ämter gesetzlich normiert. Die Regelung ist somit, anders als § 14c, nicht auf 
Beförderungsämter beschränkt. Die Vorschrift zeichnet die durch die höchstrichterliche Recht-
sprechung vorgegebene Grundstruktur nach und konkretisiert die zulässigen Abbruchgründe 
und die formellen Anforderungen. 
 
Zu Absatz 1: 
 
Absatz 1 regelt den Fall, dass das Besetzungsverfahren abgebrochen wird, weil das ausge-
schriebene Amt nicht mehr vergeben werden soll. Diese Entscheidung unterfällt dem weiten, 
dem Anwendungsbereich von Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes vorgelagerten Organi-
sationsermessen des Dienstherrn. Subjektive Rechte der Bewerberinnen und Bewerber wer-
den insoweit nicht berührt. Ein besonderer sachlicher Grund für den Abbruch ist nicht erfor-
derlich. Die Entscheidung unterliegt lediglich der Prüfung, ob sie sich als willkürlich 
oder rechtsmissbräuchlich darstellt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10. Dezember 2018 – 
2 VR 4/18 -, juris Rn. 15, OVG NRW, Beschluss vom 5. Februar 2018 - 1 B 1146/17 -, juris 
Rn. 8, sowie Beschluss vom 26. April 2018 - 6 B 355/18 -, juris Rn. 11). 
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Zu Absatz 2: 
 
Demgegenüber regelt Absatz 2 den Abbruch des Verfahrens, wenn das ausgeschriebene Amt 
weiter vergeben werden soll. 
 
Für diesen Fall bedarf es nach Satz 1 eines sachlichen Grundes, der den Vorgaben von Artikel 
33 Absatz 2 des Grundgesetzes (Bestenauslese) genügen muss. 
 
Satz 2 konkretisiert, wann ein solcher sachlicher Grund für den Abbruch gegeben ist. Die unter 
den Nummern 1 und 2 aufgezählten Gründe sind nicht abschließend. Weitere sachliche 
Gründe müssen aber von vergleichbarem Gewicht wie die aufgezählten Fälle sein und dem 
Grundsatz der Bestenauslese genügen. So kann die bloße Verfahrensdauer als solche – ohne 
Hinzutreten weiterer Umstände – einen Abbruch in der Regel nicht rechtfertigen. 
 
Zu Absatz 2 Satz 2 Nummer 1: 
 
Nach Nummer 1 kann das Verfahren abgebrochen werden, wenn dieses an einem nicht be-
hebbaren rechtlichen Mangel leidet und es – als weitere Voraussetzung – in diesem Verfahren 
deshalb nicht mehr zu einer ordnungsgemäßen Besetzungsentscheidung kommen kann. Dies 
kann etwa der Fall sein, wenn der Ausschreibungstext oder das Anforderungsprofil unklar und 
missverständlich formuliert und geeignet ist, potenzielle Bewerberinnen und Bewerber von ei-
ner Bewerbung innerhalb der Frist abzuhalten.  
 
Die Vorschrift ist restriktiv gefasst. Sie setzt erstens voraus, dass ein festgestellter rechtlicher 
Mangel im laufenden Verfahren nicht mehr behoben (geheilt) werden kann. Alleine der Um-
stand, dass ein Verfahrensmangel im (eil-)gerichtlichen Verfahren festgestellt worden ist, er-
laubt somit noch keinen Abbruch. Das Gesetz folgt damit der restriktiven Rechtsprechung des 
für das Richterrecht zuständigen Senats des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen (vgl. beispielhaft OVG NRW, Beschluss vom 12. Juli 2018 - 1 B 1160/17 -, juris Rn. 
25 ff.). Umgekehrt ist aber eine vorherige (eil-)gerichtliche Feststellung des Verfahrensman-
gels nicht erforderlich. Es genügt, dass die das Verfahren führende Stelle zu der – rechtlich 
begründeten – Einschätzung gelangt, dass ein – unheilbarer – Verfahrensfehler vorliegt. Die 
gerichtliche Feststellung des Mangels ist insoweit weder eine hinreichende noch notwendige 
Voraussetzung für den Abbruch. Die Vorschrift setzt zweitens voraus, dass es wegen des un-
heilbaren Mangels nicht mehr zu einer ordnungsgemäßen Besetzungsentscheidung in diesem 
Verfahren kommen kann. Ein Abbruch ist danach ausgeschlossen, wenn im Verfahren ledig-
lich (unheilbar) gegen bloße Ordnungsvorschriften verstoßen wird, die nicht zu einer Verlet-
zung des Grundsatzes der Bestenauslese und des Bewerbungsverfahrensanspruchs führen. 
 
Zu Absatz 2 Satz 2 Nummer 2: 
 
Nach Nummer 2 ist ein Abbruch des Verfahrens möglich, wenn sämtliche Bewerberinnen und 
Bewerber den Anforderungen des zu besetzenden Amtes nicht in dem vom Dienstherrn er-
warteten Umfang entsprechen. Die Fassung des Abbruchgrundes ist angelehnt an die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts, die einen Abbruch für zulässig erachtet, wenn 
keine Bewerberin und kein Bewerber den Erwartungen (des Dienstherrn) entspricht (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 26. Januar 2012 - 2 A 7/09 -, juris Rn. 27; Urteil vom 29. November 2012 
- 2 C 6/11 -, juris Rn. 17; Urteil vom 27. Oktober 2015 - 1 WB 56/14 -, juris Rn. 31). Durch den 
Wortlaut ist klargestellt, dass dem Dienstherrn insoweit ein Beurteilungsspielraum zukommt. 
Dabei ist nicht erforderlich, dass die Bewerberinnen und Bewerber sich als ungeeignet für das 
zu vergebende Amt erweisen. Es reicht, dass der Dienstherr nach der aus den dienstlichen 
Beurteilungen ersichtlichen Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung zu der begründeten 
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Einschätzung gelangt, dass die Bewerberinnen und Bewerber nicht in dem von ihm erwarteten 
Umfang den Anforderungen des Amtes genügen werden. 
 
Zu Absatz 3: 
 
Absatz 3 bestimmt die formellen Anforderungen. Der Abbruch und die wesentlichen (tragen-
den) Gründe sind in geeigneter Weise, regelmäßig in dem Besetzungsvorgang, aktenkundig 
zu machen. Dies gilt in besonderem Maß für einen Abbruch nach Absatz 2 Nummer 2. Die 
Bewerberinnen und Bewerber sind schriftlich oder elektronisch über den Abbruch und die we-
sentlichen Gründe zu unterrichten, wobei die einfache elektronische Form (z. B. E-Mail) ge-
nügt. 
 
Zu Absatz 4: 
 
Absatz 4 regelt die Zuständigkeit für den Abbruch des Besetzungsverfahrens. Danach ent-
scheidet die das Besetzungsverfahren führende Stelle über den Abbruch. Die Regelung folgt 
dem Grundsatz, dass diejenige Stelle, die die Einleitung veranlasst und den weiteren Gang 
des Verfahrens bestimmt, zugleich auch über die vorzeitige Beendigung (Abbruch) entschei-
den soll. Damit besteht ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Einleitung, Verfahrensfüh-
rung und Abbruch. Mit der gesetzlichen Regelung sollen Rechtsunsicherheiten zur Zuständig-
keit vermieden werden, die insbesondere bei mehrstufigen Besetzungsverfahren mit mehreren 
beteiligten Stellen entstehen können. Fallen in solchen Konstellationen die Zuständigkeit für 
die Führung des Besetzungsverfahrens und die Zuständigkeit für die Ernennung auseinander, 
liegt die Zuständigkeit für den Abbruch des Besetzungsverfahrens nach der Regelung in Ab-
satz 4 bei der verfahrensführenden Stelle. 
 
Im Bereich der richterlichen und staatsanwaltlichen Besetzungsverfahren in Nordrhein-West-
falen ist dies bei Ämtern der Besoldungsgruppe R 3 und höher der Fall. Hier liegt die Zustän-
digkeit für die Verfahrensführung beim Ministerium der Justiz, während die Ernennungszustän-
digkeit bei der Landesregierung liegt (vgl. § 1 Satz 1 der Verordnung über die Ernennung, 
Entlassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und Beamten und Richterinnen und Richter 
des Landes Nordrhein-Westfalen). Nach Absatz 4 entscheidet auch in diesem Fall das Minis-
terium der Justiz, welches das Verfahren eingeleitet hat und bis zur Vorlage des Personalvor-
schlags an das Kabinett führt, über den Abbruch.  
 
Soweit für das Fehlen einer gesetzlichen Regelung zur Abbruchzuständigkeit vertreten wird, 
dass für den Abbruch eines Besetzungsverfahrens grundsätzlich diejenige Stelle zuständig 
sei, die – bei Durchführung des Verfahrens – die Auswahlentscheidung zu treffen hätte (vgl. 
BayVGH, Beschluss vom 11. August 2025 - 6 CE 15.1379 -, juris Rn. 18; NdsOVG, Beschluss 
vom 11. Juli 2024 - 5 ME 31/24 -, juris Rn. 16; OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 9. Januar 
2025 - 1 M 85/24 -, juris Rn. 13), schließt diese Rechtsprechung nicht aus, dass der Gesetz-
geber eine ausdrückliche Zuständigkeitsregelung trifft, die diese allgemeine Regel konkreti-
siert oder von ihr abweicht (vgl. NdsOVG, Beschluss vom 11. Juli 2024 - 5 ME 31/24 -, juris 
Rn. 16 a.E.). 
 
Zu Nummer 4 (§ 14e): 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 5 (§ 20):  
 
Der neu eingefügte Absatz 2a sieht bei Verfahren zur Übertragung eines Amts mit höherem 
Endgrundgehalt als dem des Einstiegsamts eine frühzeitigere Einbindung der zu beteiligenden 
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Richtervertretung vor. Hierdurch wird die Stellung der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen 
im Mitbestimmungsverfahren gestärkt. Diese können in geeigneten Fällen, insbesondere bei 
der Besetzung hervorgehobener Leitungsämter, zu einem früheren Zeitpunkt und damit wir-
kungsvoller als bislang auf das Auswahlverfahren Einfluss nehmen. Bei den neu eingefügten 
Verfahrensvorgaben handelt es sich um Ordnungsvorschriften, die subjektive Rechte der Be-
werberinnen und Bewerber nicht begründen.  
 
Die Vorschrift sieht im Einzelnen vor, dass die Richtervertretung unverzüglich nach Ablauf der 
Bewerbungsfrist über das Bewerberfeld zu informieren ist. Die maßgeblichen dienstlichen Be-
urteilungen sind auf Wunsch unverzüglich zur Verfügung zu stellen. Sodann kann die Richter-
vertretung bereits zu diesem Zeitpunkt Stellung nehmen. Die Vorschrift findet nach § 47 Absatz 
1 auf die Staatsanwaltsvertretungen entsprechende Anwendung.  
 
Zu Nummer 6 (§ 23): 
 
Durch den in Absatz 7 neu eingefügten Satz 4 wird klargestellt, dass die Empfehlung der Eini-
gungsstelle der Landesregierung im Wortlaut vorzulegen ist. Hierdurch wird gewährleistet, 
dass die zur Letztentscheidung befugte Landesregierung die Empfehlung vollumfänglich zur 
Kenntnis nehmen und ihrer Entscheidung zugrunde legen kann. 
 
Zu Nummer 7 (§ 24): 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 8 (§ 101): 
 
Die Übergangsregelungen des bisherigen § 101 sind durch Verstreichen der darin genannten 
Stichtage erledigt. Soweit durch die Vorschriften bis zur Aufhebung Rechtsfolgen bewirkt wor-
den sind, werden diese durch die Aufhebung nicht berührt. 
 
Zu Nummer 9 (§ 102): 
 
Der bisherige § 102 wird zu § 101. Da die Übergangsregelungen in den Absätzen 1 und 2 
durch Zeitablauf obsolet geworden sind, können sie gestrichen werden. Dagegen ist die Re-
gelung des bisherigen Absatzes 3 beizubehalten, weil sich aus dem Beginn der ersten Wahl-
periode der Turnus der folgenden Wahlperioden ergibt. 
 
Zu Nummer 10 (§ 103): 
 
Der bisherige § 103 ist durch Zeitablauf obsolet und kann gestrichen werden. 
 
Zu Nummer 11 (§ 104): 
 
Der bisherige § 104 wird zu § 102 und auf Besetzungsverfahren ausgedehnt, um auch insoweit 
die sogenannte unechte Rückwirkung auf vor der Rechtsänderung eingeleitete und noch nicht 
abgeschlossene Verfahren auszuschließen.  
 
Zu Nummer 12 (§§ 104a, 104b): 
 
Die Übergangsregelung des § 104a ist erledigt und wird aufgehoben. Die in § 104b getroffene 
Regelung wird in § 14a überführt. § 104b wird dementsprechend gestrichen. 
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Zu Nummer 13 (§ 104c): 
 
Der bisherige § 104c wird inhaltlich unverändert zu § 103. 
 
Zu Nummer 14 (§ 105): 
 
Die Regelung in § 105 Absatz 1 wird zu § 104. Die erledigte Berichtspflicht in Absatz 2 wird 
gestrichen. 
 
Artikel 2 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes. 


